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Hintergrund:  

Lesehilfe IFG-Dokumente Senatsverwaltung zu „Topf Secret“ 

 

- 16.01.2019 (Dokument Nr. 46, die Nummern befinden sich auf den jeweiligen Seiten oben 

rechts) –  

Kurz nach Start wird erwogen, ob Senatsverwaltung nicht einfach aktiv selbst die Kontrollberichte 

online stellen könnte. Eine handschriftliche Notiz erklärt: Es fehle die Rechtsgrundlage. 

 

- 23.01.2019 (Nr. 24) – 

Erste rechtliche Einschätzung der Senatsverwaltung: Die Anträge über Topf Secret schätzt der 

Senat als „grundsätzlich zulässig“ ein. Die Senatsverwaltung sieht keine Gründe, die Anträge 

abzulehnen. Allerdings vertritt die Senatsverwaltung die Auffassung, dass an die Antragsteller 

nicht die vollständigen Kontrollberichte zu übersenden sind, sondern lediglich die „festgestellten 

Abweichungen“ von lebensmittelrechtlichen Vorgaben. 

 

- 01.02.2019 (Nr. 49) – 

Schreiben Staatssekretärin Gottstein an alle Berliner Bezirke mit Empfehlungen zum Umgang mit 

Topf-Secret-Anträgen. Interessant: Handreichung sei „auf Wunsch der Bezirke“ entstanden mit 

dem Ziel „ein möglichst Berlinweit gleichlaufendes Verwaltungsverfahren zu gewährleisten“.  

Gottstein: „Ich empfehle, die Anträge im üblichen Verwaltungsverfahren abzuarbeiten.“  

 

- 13.02.2019 (Nr. 68) – 

Pankow: „Es wird nicht die Ansicht geteilt, dass die Anträge grundsätzlich zulässig sind. (…) Die 

Anträge sind mißbräuchlich gestellt, weil foodwatch, nach eigenen Aussagen damit ‚politischen 

Druck‘ erzeugen möchte.“ Pankow wirft in dem Brief, der Senatsverwaltung vor, mögliche 

Ablehnungsgründe „nicht“ bzw. „nicht ausreichend“ gewürdigt zu haben. Deshalb kündigt Pankow 

an, die Anträge „negativ zu bescheiden“. Der interne handschriftliche Kommentar aus der 

Senatsverwaltung dazu: „Das ist natürlich ungünstig, wenn Pankow hier so vorgeht und wird 

vermutlich für Ärger sorgen – wir können da vermutlich wenig tun, oder?“ 

 

- 01.03.2019 (Nr. 64) - 

Steglitz-Zehlendorf antwortet: „Hier würde ich mir wünschen, dass Ihre Senatsverwaltung 

gegebenenfalls in Abstimmung mit den anderen Bundesländern politisch reagiert und nicht allein 

auf die Bearbeitung der Anträge durch die Ämter setzt.“ 
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- 13.03.2019 (Nr. 61) – 

Mitte antwortet: „Im Einklang mit den VetLeb der übrigen Bezirksverwaltungen wird allerdings 

nicht die Ansicht geteilt, dass die Anträge prinzipiell zulässig sind. Wir bewerten die massenhafte 

Antragsstellung als missbräuchlich, da Foodwatch nach eigenen Aussagen beabsichtigt politischen 

Druck zu erzeugen. (…) Insgesamt beabsichtigen wir die Anträge nach derzeitigem Stand jedoch 

ablehnend zu bescheiden.“  

 

- 02.04.2019 (Nr. 22) –  

Senatsverwaltung prüft die laut Pankow „nicht“ bzw. „nicht ausreichend“ geprüften Gründe für 

Ablehnungen der VIG-Anträge. Das Ergebnis: Die von Pankow genannten Ablehnungsgründe sieht 

die Senatsverwaltung nicht als gegeben an.  

„In der hiesigen Konstellation scheidet rechtsmissbräuchliche Antragstellung (…) als 

Ausschlussgrund aus. (…) Sowohl die Antragsstellenden nach dem VIG als auch die Betreiber von 

‚Topf Secret‘ wollen das Verbraucherinformationsgesetz nicht zweckwidrig nutzen. Sie verfolgen 

vielmehr genau das gleiche Ziel wie das VIG, nämlich eine umfassende Information der 

Verbraucher (…) sicherzustellen.“  

 

- Anfang April (Nr. 6) – 

Die Senatsverwaltung nimmt Teil an einem „Treffen der Bezirksjuristen“ und hat dort nach 

handschriftlichen Aufzeichnungen „nochmal“ die Position der Senatsverwaltung vertreten, 

„insbesondere hinsichtlich der Ausschlussgründe“. 

 

- 26.04.2019 (Nr. 8) – 

Wegen Topf Secret wird eine Sonderdienstversammlung der Leiterinnen und Leiter der für die 

Veterinär- und Lebensmittelüberwachung zuständigen bezirklichen Behörden im Land Berlin 

einberufen. 

 

- 03.06.2019 (Nr. 166) - 

Die Senatsverwaltung verfasst eine Stellungnahme zum Topf-Secret-Gutachten im Auftrag vom 

Deutschen Hotel- und Gaststättenverband sowie zum Gutachten im Auftrag von foodwatch.  

 

- 02.07.2019 (Nr. 182) – 

Staatssekretärin Gottschein leitet die beiden Gutachten an die Bezirke weiter und erklärt: „In 

diesem Zusammenhang weise ich auf die Empfehlungen in meinem Schreiben vom 01.02.2019 (…) 

hin. An der dort vertretenen Rechtsauffassung halte ich fest.“ 
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Fazit von foodwatch:  

Trotz mehrfacher und eindeutiger Empfehlung der Senatsverwaltung weigern sich die 

Bezirke, die VIG-Anträge rechtskonform zu beantworten. Zunächst hatten die Bezirke sich 

eine juristische Einschätzung durch den Senat gewünscht, folgen dieser aber nicht wenn sie 

nicht der eigenen Meinung entspricht. Die Bezirke scheinen sich dabei abgesprochen zu 

haben – anders lässt sich das koordinierte Vorgehen nicht erklären. Die 

Bezirksbürgermeisterinnen und -bürgermeister tragen die politische Verantwortung dafür, 

dass in ihren Bezirken die Bürgeranfragen bislang erfolglos blieben. 
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